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Editorial
Kohärente Kanalisierung

Mit der Kanalisierung ist das so eine Sache. Das merken
wir hier und jetzt. Jetzt, in diesen Tagen, steht uns vor
allem der Canal Grande vor Augen: Die italienische Re-
gierung hat wegen des Hochwassers in Venedig den Not-
stand ausgerufen. Hier, an diesem Ort, denken wir an die
Ziele des deutschen Glücksspielrechts: Die ZfWG hat das
Gebot der Kanalisierung schon oft behandelt. Zu den Zie-
len der Glücksspielregulierung zählt, so heißt
es im Glücksspielstaatsvertrag gleich zu Be-
ginn, „durch ein begrenztes, eine geeignete Al-
ternative zum nicht erlaubten Glücksspiel dar-
stellendes Glücksspielangebot den natürlichen
Spieltrieb der Bevölkerung in geordnete und
überwachte Bahnen zu lenken sowie der Ent-
wicklung und Ausbreitung von unerlaubten
Glücksspielen in Schwarzmärkten entgegenzu-
wirken“.

Das „nicht erlaubt[e] Glücksspiel“, von dem die
Rede ist, dominieren Online-Anbieter. Es ist mit
dem Spieltrieb offenbar wie in Venedig: So wie
das Wasser, hat es erst einmal ein bestimmtes Volumen
erreicht, über die Ufer der Canali tritt, sich auch durch
Mauern nicht aufhalten lässt, sondern sich seinen urwüch-
sigen Weg bis zum Markusplatz und darüber hinaus bahnt,
so findet offenbar auch der Spieltrieb der Bevölkerung, von
strafbewehrten Verboten genauso wenig wie von Staats-
grenzen beeindruckt, im Internet wie von selbst seinen
Weg in den nicht regulierten Markt.1

Die „geeignete Alternative“ zum Schwarzmarkt, die der
Glücksspielstaatsvertrag verlangt, das erlaubte Glücksspiel
also, steht als Ziel am Ende des Kanals. Der Spieler, der sich
in einer Gondel treiben lässt, mag bei einem staatlichen
legalen oder bei einem privaten legalen Angebot anlanden,
Hauptsache, er treibt nicht bis nach Sizilien zur Cosa Nos-
tra. Die zu bewirkende Lenkung setzt voraus, dass das le-
gale Angebot hinreichend attraktiv anmutet. Weil es der
Spieler ist, der zwischen den Angeboten wählt, ist die At-
traktivität aus dessen Sicht zu beurteilen. Ohne ein für den
objektiven Durchschnittsspieler attraktives Angebot bleibt

das legale ohne Marktchance gegenüber dem illegalen
Glücksspiel zumeist ausländischer Anbieter ohne hierzu-
lande gültige Lizenz – und Kanalisierung zum Scheitern
verdammt.

Das legale kann dieselben Marktchancen wie das illegale
Angebot freilich nie aufweisen: Wer Regeln Regeln sein
lässt, vermag jedem legalen Angebot ein für den Kunden

nur vermeintlich attraktiveres, ihn aber
stärker anziehendes Angebot zu unterbrei-
ten. Vergleichsmaßstab kann daher kein
Glücksspiel sein, das am anderen Ende der
Welt frei von Jugend-, Spieler- und Ver-
braucherschutz ohne jede Kriminalitäts-
prävention stattfindet. Vielmehr muss das
legale Gegenangebot so attraktiv wie mög-
lich, aber auch so restriktiv wie nötig aus-
fallen. Restriktion tut Not, weil die Alterna-
tive laut Glücksspielstaatsvertrag eine „be-
grenzt[e]“ sein muss und Kanalisierung
nicht das einzige Ziel darstellt.

Das Kohärenzgebot verstärkt die Kanalisierungspflicht.
Das Unionsrecht zwingt die Gesetzgeber dazu, die Rege-
lungsziele stimmig umzusetzen. Methodisch formuliert
sind Kohärenzgebot und Kanalisierungspflicht als Rechts-
sätze Sollenssätze. Diese Sollenssätze verweisen aber auf
Tatsachen, auf ein Sein. Das gilt nicht nur für die Kanali-
sierung, die nur funktionieren kann, wenn der Gesetzge-
ber die Attraktivität jenes Glücksspielangebots im Auge
behält, das tatsächlich zur Verfügung steht. Sondern es
gilt auch für die Kohärenz, die eine Kohärenz der Rege-
lungsziele verlangt (z. B. Kanalisierung, Verbraucher-
schutz) und so über das Regelungsziel der Kanalisierung
selbst auf die beschriebenen Tatsachen verweist. Wir ha-
ben es mit einem Sollenssatz zu tun („Du sollst kohärent
regeln“), der Tatsachen in Bezug nimmt: „Du sollst so
regeln, dass das legale Angebot für den Spieler attraktiv
ist“ (Präventionsimpuls).

1 Vgl. Hartmann/Barczak, ZfWG 2019, 8, 10.
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Kohärente Kanalisierung, durch den Canałazzo, aber bitte
nicht zur Cosa Nostra: Mögen die Gesetzgeber stimmige
Vorgaben erlassen, namentlich für das stationäre und das
öffentliche Glücksspiel im Internet, die restriktiv genug
ausfallen, um pathologische und gefährdete Spieler zu
schützen, und zugleich ein Glücksspielangebot zulassen,
das attraktiv genug ist, den objektiven Durchschnittsspieler
anzusprechen: auf dass der „ohnehin vorhandene“,2 „als
gegeben hinzunehmend[e]“3 Spieltrieb dort, im geschützten
Raum kontrollierter Legalität, ausgelebt werden kann.

Prof. Dr. Bernd J. Hartmann, LL.M. (Virginia), Osnabrück*

* Der Autor, Inhaber des Lehrstuhls für Öffentliches Recht, Wirtschafts-
recht und Verwaltungswissenschaften, ist Geschäftsführender Direk-
tor des Instituts für Kommunalrecht und Verwaltungswissenschaften,
Universität Osnabrück. Dieses Editorial enthält Überlegungen aus
einem Gutachten, das die VDAI Verlags- und Messegesellschaft mbH
erbeten hat. Auf Seite III erfahren Sie mehr über den Autor.

2 BVerfGE 115, 276, 314.
3 OLG Hamburg, NZBau 2018, 122, Rn. 21.

Aufsätze
Prof. Dr. Jörg Ennuschat, Bochum*

Die Verteidigung der digitalen Souveränität im Bereich
des Online-Glücksspiels

Die staatliche Souveränität erstreckt sich auf das Internet.
Wenn ein Staat seine digitale Souveränität verteidigen will,
muss er Regeln für die innerstaatliche Nutzung des Internets
aufstellen und durchsetzen. Das völkerrechtliche Territoria-
litätsprinzip setzt dem Staat Grenzen bei der Durchsetzung
seines Rechts gegenüber Online-Anbietern im Ausland. Zu
den innerstaatlichen Instrumenten zur Verteidigung der di-
gitalen Souveränität gehören Internet- und Finanzsperren
sowie Werbeverbote.

A. Einleitung: Das Internet – eine neue Welt mit
digitalen Konquistadoren und Piraten

„Das Internet ist für uns alle Neuland“, so äußerte sich die
deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel am 19.6.20131

und zog viel Spott der sog. Digital Natives auf sich. Eine
neue Welt ist das Internet gleichwohl. Und so wie vor 500
Jahren die neue Welt in Amerika durch spanische Konquis-
tadoren unterworfen wurde, so hat die neue Welt im Inter-
net digitale Konquistadoren angelockt:2 Große Internetun-
ternehmen haben weite Teile des Internets für sich erobert.
Manche Internetunternehmen handeln auch wie digitale
Piraten, kümmern sich nicht um Recht und Gesetz und
jagen nach fetter Beute – so wohl das eine oder andere
Online-Glücksspielunternehmen.
Die nationalen Gesetzgeber und Behörden stoßen auf viele
tatsächliche und technische Probleme, wenn sie ihre natio-
nalen Vorschriften gegenüber Online-Anbietern mit Sitz in
ganz anderen Teilen der Welt durchsetzen wollen. Sie lösen
zugleich Proteste der Digital Natives aus, die den Traum der
grenzenlosen und weltweiten Freiheit des Internet in Ge-
fahr sehen. Nationale Online-Regulierung wird als Balka-
nisierung des Internet diskreditiert.3 Wenn aber die Staaten
auf die Reterritorialisierung des Internet verzichten, ge-

fährden sie womöglich ihre digitale Souveränität. Im Fol-
genden soll die Problematik anhand des Online-Glücks-
spiels näher betrachtet werden.

B. Grundlagen: Was ist und was gefährdet die digitale
Souveränität?

Zunächst sollen einige begriffliche Grundlagen geklärt
werden: Was wird in diesem Beitrag unter digitaler Souve-
ränität verstanden? Wodurch wird die digitale Souveränität
gefährdet?

I. Was ist unter Digitaler Souveränität zu verstehen?

Der Begriff der digitalen Souveränität wird mittlerweile
häufig verwendet, und zwar mit ganz unterschiedlicher Be-
deutung. Oft steht der einzelne Internetnutzer im Mittel-
punkt, dessen Selbstbestimmung und dessen Souveränität
geschützt werden soll, insbesondere mit Blick auf die Da-
ten, die bei der Internetnutzung anfallen.4 Oder es geht um
Unternehmen, welche im Internet vielfach nur unter Nut-

2 ZfWG 1/20 Ennuschat, Die Verteidigung der digitalen Souveränität im Bereich des Online-Glücksspiels

* Der Beitrag beruht auf einem Vortrag, den der Verf. am 27.6.2019 auf
der 14. Jahresfachtagung Sportwetten & Glücksspiel in Offenbach
gehalten hat. Auf Seite III erfahren Sie mehr über den Autor.

1 Angaben nach Spiegel Online vom 19.6.2013, http://www.spiegel.de/
netzwelt/netzpolitik/kanzlerin-merkel-nennt-bei-obama-besuch-das
-internet-neuland-a-906673.html; https://de.wikiquote.org/wiki/An
gela_Merkel. – Alle Internetquellen wurden letztmalig am 22.8.2019
überprüft.

2 Wittpahl, in ders., Digitale Souveränität. Bürger, Unternehmen, Staat,
2017, Seite 5.

3 Zur Kritik siehe z. B. die Berichte in Focus Online vom 1.6.2011
(https://www.focus.de/digital/computer/internet-google-befuerchtet-
balkanisierung-des-internet_aid_633055.html); Zeit Online vom
1.6.2011 (https://www.zeit.de/news-062011/1/iptc-bdt-20110601-103-
30682238xml).

4 So z. B. Bundeskanzlerin Merkel am 3.2.2018; https://www.bundesre
gierung.de/resource/blob/992804/759708/da23ade73db7b01402749
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